
Stadtwerken ein hoher Anteil zuerkannt werden soll. Und ein 
weiteres, ein wörtliches Zitat:

„Bei der Kommunalisierung handelt es sich um die untere 
Verteilungsebene, das geht selbstverständlich bis zur 15-kV- 
Ebene.“

Wie gut, daß es Protokolle gibt, und an dieser Stelle möchte ich 
ausdrücklich unseren Protokollanten danken.

(Beifall bei Bündnis 90/Grüne und SPD)

Inzwischen liegen der Entwurf, der unbekannte, weitgehend 
unbekannte Entwurf vor für eine Durchführungsverordnung 
und der Unterzeichnete Energievertrag. In diesen Papieren 
scheint der gleiche Minister das Gegenteil durchzusetzen. Ein 
Beispiel: Die Kommunen sollen nun nach diesem Papier Leitun
gen bis höchstens 1 kV beanspruchen dürfen.

(Guck an! Zuruf von der SPD)

Für die Kommunalisierung der energiewirtschaftlichen 
Dienstleistungen werden die Hürden immer höher gesetzt. Wäh
rend nach dem Entwurf der Durchführungsverordnung zum 
Kommunalvermögensgesetz die Gemeinden die eher 
kostenverursachenden Kulturhäuser, Bibliotheken, Kinderkrip
pen und Kindergärten unverzüglich übernehmen sollten, wird 
ihnen der Zugriff zu den gewinnträchtigen energiewirtschaftli- 
'hen Anlagen bis zum 31.3 1990 völlig versagt. Die Konzerne dür- 

_>en aber sofort einsteigen.

(Beifall bei der SPD)

Und selbst über diesen Termin 31.3. 1990 hinaus gibt es Ein
schränkungen über Einschränkungen.

Ein weiteres Zitat aus dem unbekannten Arbeitspapier, §7. 
Danach müssen Kommunen erst einmal nachweisen, daß sie die 
Energieversorgung besser und wirtschaftlicher wahrnehmen 
können als ein Energieversorgungsunternehmen.

Spätestens an dieser Stelle muß man sich fragen, ob die ökolo
gisch-soziale Marktwirtschaft überhaupt gewollt wird. Wie sollte 
ein fairer Wettbewerb möglich werden, wenn die Kommunen 
keine Starterlaubnis erhalten und keine eigenen Stadtwerke und 
Gemeindewerke aufbauen dürfen, um Arbeitsplätze zu schaffen, 
kostengünstig und hocheffektiv und umweltschonend, die nöti
gen Energiedienstleistungen erbringen.

Dies war unter anderem der Sinn des Kommunalvermögens
gesetzes, das ja aus den Schubladen der Fraktion Bündnis 90/ 
Grüne stammt. Den Städten und Gemeinden sollten Besitz und 
iigenverantwortung übertragen werden, um eine relative Selb- 

—ständigkeit entwickeln und finanzielle Mittel selbst erwirtschaf
ten zu können. Mit der zweiten Durchführungsverordnung, also 
dem Arbeitspapier, und mit dem Stromvertrag wird das Gegen
teil angestrebt. Die Stärkung und Eigenständigkeit der Kommu
nen sollen systematisch behindert werden. Die Stromkonzerne 
wollen keinen Wettbewerb, sie wollen mehrheitlich entscheiden 
über die Kraftwerke und vor allem über die Stromnetze von der 
Hochspannung bis zur Niederspannung. Preußen Elektra & Co 
wollen den Zugriff bis zu den Steckdosen unserer Schlafzimmer.

(Heiterkeit)

Sie haben richtig gehört. Sie wollen den Markt von oben bis 
unten beherrschen, immer mehr Strom verkaufen und die Preise 
für die nächsten 20 Jahre konkurrenzlos diktieren und festlegen. 
Diesen Konzernabsichten steht das Kommunalvermögensge
setz im Wege. Es ist außerordentlich tragisch, daß sich ein Mini
ster gefunden hat, der den Stromkonzernen den Weg ebnen will 
und dazu bereit zu sein scheint, bestehende Gesetze zu zertrüm
mern. Den Schaden haben unsere Städte und Gemeinden zu tra
gen. Sie werden damit enteignet und in eine hoffnungslose Ver
schuldung delegiert.

In einem Satz: Die Durchführungsverordnung - das Arbeits
papier - sowie der Stromvertrag, der ja darauf aufbaut, sind kom

munenfeindlich, undemokratisch, unökologisch, ungesetzlich und 
damit rechtswidrig. Ich appelliere an die demokratisch gewählten 
Vertreter in diesem Parlament, diesen Stromvertrag nicht wider
standslos hinzunehmen. Wer diesen Vertrag akzeptiert, befördert 
die Verarmung der Städte und Gemeinden, spricht ihnen das Recht 
ab, kommunale Dienstleistungen in eigener Regie durchzuführen 
und damit Arbeitsplätze zu schaffen und Steuereinnahmen zu si
chern. Wer einem solchen Vertrag zustimmt, sorgt dafür, daß die 
Gewinne aus dem Stromverkauf für die nächsten 20 Jahre aus
schließlich nach München, Hannover und Essen fließen statt in die 
Kassen unserer Städte und Gemeinden, wo sie hingehören und 
zum Überleben dringend gebraucht werden.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne, PDS und DBD/DFD)

(Dr. Bergmann-Pohl: Herr Abgeordneter! Kommen Sie bitte 
zum Schluß.)

Von dieser Stelle aus ruft die Fraktion Bündnis 90/Grüne die 
Gemeinden auf, ihre Vermögensansprüche bei der Treuhandan
stalt wahrzunehmen. Bürgermeister und Landräte! Melden Sie 
sich schnellstens - bis spätestens 20. September -, melden Sie Ih
ren Anspruch an auf die kostenlose Übertragung der gemeindli
chen Energieanlagen in kommunalen Besitz. Auch wenn Sie kei
ne Stadtwerke schaffen wollen, so besteht immer die Möglich
keit, einen Zweckverband zu gründen, ihm beizutreten oder die 
Energieanlagen an einen Regionalversorger zu verpachten. Die 
jährlichen Pachterlöse sollten jeder Gemeinde willkommen sein.

Den Städten empfehle ich, gegen diesen Stromvertrag gericht
lich zu klagen. Das Recht, die Kommunalverfassung und das 
Kommunalvermögensgesetz stehen auf der Seite der Städte und 
Gemeinden. Fordern Sie Ihr gutes Recht. Herzlichen Dank.

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne, PDS und DBD/DFD)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Abgeordneter! Gestatten Sie eine Anfrage?

Seidel (CDU/DA):

Sagen Sie, Herr Abgeordneter, können Sie mir einen vernünfti
gen Grund nennen, warum eine Regierung, und Sie blicken auch 
zu unserer Fraktion, einen vernünftigen Grund nennen, warum 
eine Regierung die Absicht haben soll, die Kommunen zu enteig
nen?

Dr. Dörfler (Bündnis90/Grüne):

Der Grund ist mir allerdings auch nicht bekannt. Vielleicht 
können Sie ihn mir nennen?

(Beifall bei SPD, Bündnis 90/Grüne und PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Ich bitte nun von der Fraktion CDU/DA den Abgeordneten 
Klinkert, das Wort zu nehmen.

Klinkert für die Fraktion CDU/DA:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Nach langen 
Wochen der wirtschaftlichen, weil uns aus wahltaktischen Grün
den von anderen aufgezwungenen politischen Stagnation ist 
endlich Bewegung in die ostdeutsche Wirtschaft gekommen.

(Protestbekundungen - Unruhe im Saal - Gelächter - Beifall bei 
CDU/DA und DSU)

Die Talfahrt beginnt sich abzubremsen, und in einigen Berei
chen, wie zum Beispiel der Kohle und Energie, ist diese Talfahrt 
beendet.

(Protestbekundungen - Beifall bei CDU/DA und DSU)
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